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und weniger willkürlich.“ Um das
durchzusetzen, schließt die AWO
den großen Knall nicht aus: den
kompletten Ausstieg aus der ambu-
lanten Pflege. Zwar habe die AWO
das Szenario nicht mit allen Mit-
arbeitern an der Basis abstimmen
können, sagt Bylsma, er hat aber
den Eindruck starken Rückhalts:
„Sie vertrauen uns. So wie bisher

geht es einfach nicht weiter.“
Dass es kein „weiter so“ gibt,

wird auch bei der Diakonie Him-
melsthür sogesehen. „WenndieRe-
finanzierung nicht gesichert wer-
den kann, wird es unseren Pflege-
dienst nur noch eine begrenzte Zeit
geben“, sagt Ute Quednow aus der
Geschäftsführung des Unterneh-
mens. 22Mitarbeiter versorgender-

zeit etwa 150 Personen. Für diese
Arbeit sollen die Mitarbeiter ge-
recht entlohnt werden und die Refi-
nanzierung angemessen sein. „Wer
soll die Älteren zu Hause pflegen,
wenn die entsprechenden Dienste
zur Aufgabe gezwungenwerden?“,
fragtQuednow.EineAntwortgibtes
darauf bisher nicht.

Das Diakonische Werk betreibt
in der Region eine Reihe vonDiako-
niestationen: In Hildesheim, Sar-
stedt sowie Bockenem und Umge-
bung würde eine mögliche Abkehr
von der ambulanten Pflege zusam-
men auch mehrere hundert Patien-
ten treffen.

Der angedrohte Ausstieg müsste
bei der Politik als ein Notsignal an-
kommen, dass die Selbstverwal-
tung der Kranken- und Pflegekas-
sen so nicht funktioniert, meint Se-
bastian Adamski, Geschäftsführer
des privaten Hildesheimer Pflege-
dienstes Daheim statt Heim. „Letzt-
endlichhat derStaat hier dieAufga-
be der Daseinsvorsorge und muss
spätestensdannhandeln,wennsich
Unternehmen zurückziehen.“

Und die Patienten? Momentan
müssensiesichakutnochkeineSor-
gen machen. „Wir lassen uns erst
einmal nicht aus der Ruhe bringen
und arbeiten ganz normal weiter“,
sagt AWO-Geschäftsführer Bylsma.
Sollte es zumAusstiegkommen, kä-
me der nicht überNacht. Betroffene
Patienten müssten sich dann aller-
dings selbst eineAlternative suchen
– und derMarkt wird enger.

Die Diakoniestation in
Sarstedt ist nicht die
einzige, die im Hildes-
heimer Land auf dem
Prüfstand steht. FOTO:

SEBASTIAN GOLLNOW/DPA

KOMMENTAR

Betrifft alle Steuerzahler

Ob der Kita-Vertrag
rechtmäßig entstanden
ist, muss das Land prü-

fen. Politisch äußerst fragwür-
dig war es allemal. Ohne Zeit
für Diskussion und Analyse
hatdieGroßeKoalitioneinun-
vollständiges Papier durchge-
peitscht. Das war eine unnöti-
ge Machtdemonstration, die
Kritik der kleinen Parteien ist
berechtigt.

Am Streit um den Vertrag
wirdaberauchetwasganzan-
deres deutlich: Zwar müssen
Eltern keine Kindergarten-
Beiträge mehr zahlen. Die
Kosten, die dadurch bislang
abgedeckt wurden, gibt es
aber weiter – so entsteht auch
das Gezerre zwischen Land,
Kreis und Kommunen.

Unddasbetrifft alleSteuer-
zahler. Durch die Gebühren-
freiheit wurden die Kinder-
gärtenvollendszurgesamtge-
sellschaftlichen Aufgabe, was
bedeutet, dass die Gesell-
schaft auchdie gesamtenKos-
ten tragen muss. Das kann sie
letztlichwohlnurüberSteuer-
erhöhungen. Wer kostenfreie
Kindergärten will, sollte die-
sen Preis nicht verschweigen.

Von Tarek Abu Ajamieh

Eine klasse Idee,
die es auch in allen
anderen Schulen
geben sollte.

Ich halte davon
gar nichts. Das
führt nicht dazu,
dass die Kinder
besser lernen.

Schüler bestimmen an der OSG
teilweise mit, was sie lernen wollen -
was halten Sie davon?

54,4

45,6

Angaben
in Prozent

Gesamt 195 Stimmen · Diese Online-Umfrage ist nicht repräsentativ.
HAZ-Grafik Mona Wollenweber| Stand 19. März 2019

Frage des Tages heute:
Sollten Restaurants einen gesunden
Kinderteller anbieten müssen?
Stimmen Sie ab unter
www.hildesheimer-allgemeine.de/fragedestages
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Groko unterstützt
Informatik als
Pflichtfach

SPD und CDU sehen
große Notwendigkeit

Kreis Hildesheim. SPD und CDU im Hildes-
heimer Kreistag unterstützen das Ansinnen,
Informatik als Pflichtfach im Lehrplan der
Schulen zu etablieren. Das haben die beiden
schulpolitischen Sprecher Berndt Seiler (SPD)
undPhilippThalmann (CDU) ineinergemein-
samen Erklärung betont.

Das Duo beschäftigt sich nach eigenenAn-
gabenbereits seit gut zwei Jahren intensivmit
der Digitalisierung der Schulen, die vom
Landkreis Hildesheim getragen werden, da-
bei spiele für sie auch Informatik-Unterricht
einewichtige Rolle: „Er ist imHinblick auf die
DigitalisierungvonbeträchtlicherBedeutung,
da zahlreicheFachkräftebenötigtwerden, die
sich mit digitalen Prozessen auskennen“, so
Seiler und Thalmann.

„Nicht nur für Industrie undWirtschaft und
Verwaltung ist diese Kompetenz erforderlich,
sondern auch für Schulen und ferner auch für
die Bereiche IT-Sicherheit und IT-Daten-
schutz“, heißt es in der Erklärung weiter. In
Zukunft seien Fachkräfte mit vertieften Infor-
matikkenntnissengefragt,umdenProzessder
Digitalisierung zu kontrollieren, Politik und
Wirtschaft und Verwaltung kompetent zu be-
raten und Handlungsempfehlungen auszu-
sprechen. „Die Ausbildung in der Schule ist
dafür eine notwendige Bedingung“, stellen
Seiler und Thalmann fest.

Die beiden Kreistagsabgeordneten beto-
nen zudem die Rolle der Universität Hildes-
heimals„innovativerMotor fürdieDigitalisie-
rung in der ganzen Region“. Wenn die Hoch-
schule das wünsche, solle die Kreispolitik sie
beim weiteren Ausbau der Informatik-Lehre
unterstützen. abu

Ausstieg träfe Hunderte Patienten
Wenn Diakonie und AWO sich aus ambulanter Pflege verabschieden: Folgen für die Region

KreisHildesheim.WenndieDiakonie
und die Arbeiterwohlfahrt (AWO)
wie angedroht landesweit aus der
häuslichen Pflege aussteigen, wä-
ren davon auch im Hildesheimer
Land Hunderte von Patienten be-
troffen. Allein die AWO kümmert
sich von der Sozialstation in Groß
Düngen aus regelmäßig um 250
pflegebedürftigeMenschen.

Doch die Sozialdienste beklagen
immer lauter, dass sie von den Pfle-
gekassen nicht ausreichend für ihre
Leistungen bezahlt werden. AWO
undDiakonie stehen damit nicht al-
lein.DerCaritasverband sah sich im
NovemberzuEinschnittengezwun-
gen: Die Mitarbeiter des Pflege-
dienstes Caritas-St. Bernward
mussten auf Weihnachtsgeld und
tarifliche Lohnsteigerungen ver-
zichten. Es gebe keine ausreichen-
deRefinanzierungdurchdiePflege-
kassen, erklärte die Caritas.

Ralf Bylsma, Geschäftsführer der
AWO Hildesheim-Alfeld Sozial-
dienste gGmbH, erwartet, dass es
noch viele ähnliche Schritte bei
unterschiedlichen Trägern geben
wird. Er spricht von zahlreichen
„Ungerechtigkeiten und Unge-
reimtheiten“ imSystem, die er nicht
mehr nachvollziehen könne. Allein
bei der Finanzierung der einzelnen
Sozialstationen im AWO-Bezirk ge-
be es Unterschiede von bis zu 15
Prozent. „Und keiner weiß, wa-
rum.“ Bylsmas Forderung: „Da
muss alles transparenter werden –

Von Andrea Hempen
und Thomas Wedig

LAND IN SICHT

Die Camper
von nebenan

K inder, wir fahren in den Urlaub!“, ruft
Vati. Die Kinder jubeln, Mutter schmun-
zelt. Denn sie und ihrMannhaben einen

Plan ausgeheckt. Weil ihnen das ständige
„Sindwir baldda?“, „IchmussPipi!“ und„Mir
ist so laaaaangweilig“ tierisch auf die Nerven
ging,entschlossensiesich,dieFahrtzuverkür-
zen. DenKindern sagten sie: „Wir fahren nach
Holland.“ Juhu! Der Wohnwagen wurde vor-
bereitet,dieKoffergepackt.Damitesnichtauf-
fiel, fuhr der Vati auf die Autobahn. Dort
steuerteereinpaarKilometerunderzählteGe-
schichten, wie es Väter so tun, wenn es in den
Urlaub geht. Mutti packte die Brote aus. Nach
gut einer Stunde war der Campingplatz (im
Nachbardorf) erreicht. Das klappte nur, bis die
Kinder lesenkonnten.Aber immerhin. Kleiner
Tipp: Für einen Zwischenstopp bietet sich der
Womo-Stellplatz in Detfurth an. Aber da sind
die Plätze begrenzt. Blättern Siemal um.

Von Andrea Hempen

Kitas: Opposition schaltet Innenministerium ein
Grüne, Unabhängige, FDP und Linke zweifeln Rechtmäßigkeit des Vertrags an und fordern Neustart der Verhandlungen

Kreis Hildesheim. Der Streit um
den Kita-Vertrag zwischen
Landkreis und Kommunen geht
in eine neue Runde: Vier kleine
Fraktionen im Kreistag haben
sich an das Innenministerium in
Hannover gewandt. Grüne, Un-
abhängige, FDP und Linke sind
der Meinung, der Kreistags-Be-
schluss zu dem Vertrag im De-
zember sei nicht rechtmäßig zu-
standegekommen. Das Innenmi-
nisterium als Kommunalaufsicht
solle das rechtlich prüfen.

DieFraktionenhattenvonAn-
fang an scharfe Kritik am Vorge-
hen der Großen Koalition im
Kreistag geübt undmehr Zeit für
eine Prüfung undDiskussion des
Vertragstextes gefordert – ver-
geblich. Rückblende: Am 6. De-
zembervergangenenJahreshat-
ten SPD und CDU erst wenige
Minuten vor der Sitzung einen
endgültigen Vertragstext ver-
teilt, nachdem die Städte und
Gemeinden signalisiert hatten,

frühereEntwürfenicht zuakzep-
tieren. Danach drückten die bei-
den großen Fraktionen trotz
Bauchschmerzen einiger ihrer
Mitglieder eine schnelleAbstim-
mung über das Papier durch.

Das enthielt allerdings aus
Sicht der Kommunen zwar er-
schöpfende Regelungen zum
Beispiel zu den Personalkosten.
Doch sahen die Bürgermeister
noch viele Unklarheiten in ein-
zelnen Paragrafen. Das führte
dazu, dass sich Kreisverwaltung
und Bürgermeister auf eine Art
Anhang einigten – die „verbind-
lichen Erläuterungen“ zum Ver-
trag. Ausgeklammert wurde zu-
demdieFrage, inwelchemMaße
der Kreis sich an den Investitio-
nen der Kommunen in Kita-Bau-
ten beteiligt, dies soll bis Ende
Juli separat geklärt werden.

Die „verbindlichen Erläute-
rungen“ müssten aus Sicht der
vier kleinen Fraktionen eben-
falls vom Kreistag beschlossen
werden, da sie Ergänzungen des
Vertrages darstellen. Verbünde-

te gibt es zum Beispiel in der
Spitze der Hildesheimer Stadt-
verwaltung: Der Vertrag müsse
„überarbeitet werden“.

Unabhängig vom Hilferuf ans
Innenministerium fordern die
kleinen Fraktionen eineNeuver-
handlung des Vertrages: AmEn-
demüsse der Kreistag ein Papier
verabschieden, in dem wirklich
alles geregelt werde – auch die
Frage der Investitionen.

CDU-Fraktionschef Fried-
helmPriorwiesdieKritikgestern
im Finanzausschuss des Kreista-
ges scharf zurück: Keine Kom-
mune müsse wegen der ausste-
henden Regelung Investitionen
verschieben. Wer jetzt baue und
später mit der Förderung des
Kreises nicht einverstanden sei,
könne die Aufgabe Kitas an den
Kreis zurückgeben, der die Pro-
jekte nahtlos fortsetzen werde.
Bernhard Brinkmann (SPD) warf
der Opposition vor, ein Problem
großzureden, dass es aus Sicht
fast aller Kommunen eigentlich
gar nicht gebe.

Von Tarek Abu Ajamieh

NACHGEFRAGT

Drohung ernst nehmen
Herr Adamski, was bedeutet es
für den Landkreis, wenn AWO
und Diakonie ihre Drohung ernst
machen, und für wie wahr-
scheinlich halten Sie das?
Die „Drohung“ ist auf alle Fäl-
le ernst zu nehmen. Aus inter-
nen Gesprächen mit anderen
gemeinnützigen und kirchli-
chen Trägern weiß ich persön-
lich, dass eine Subventionie-
rung der Gehälter in der Pfle-
ge durch andere Leistungsträ-
ger oder Bürgen in Zukunft
nicht mehr stattfinden wird.
Sollte die Schiedsstelle, wie in
der Vergangenheit auch, eher
nach demGusto der Pflegekas-
se entscheiden, so wird es für
die gemeinnützigen Träger
nicht möglich sein, den Tarif-

vertrag zu refinanzieren. Und
daistesauchegal,obessichum
ein gemeinnütziges oder ge-
winnorientiertes Unternehmen
handelt. Niemand kann es sich
leisten, noch Geld mitzubrin-

gen, um einen staatlichen Auf-
tragwahrzunehmen.

Könnten die anderen privaten
Pflegedienste den Rückzug bei-
der Unternehmen kompensieren?
Dadurch, dass im Falle einer
Aufgabe der Pflege durch die
gemeinnützigen Träger nicht
nur den Patienten gekündigt
wird, sondern auch den Mit-
arbeitern, wäre es durchaus
vorstellbar, dass diese Mit-
arbeiter dann bei anderen Trä-
gern die Pflege übernehmen.
Ich denke sogar, dass es Sy-
nergien geben würde, in dem
man die Versorgungsstruktu-
ren – zeitliche und örtliche Ver-
sorgung – der Patienten opti-
mieren kann.

Was raten Sie verunsicherten Pa-
tienten?
Erstmal abwarten! Selbst wenn
die Drohungen wahr gemacht
werden,wirdesnicht vonheute
auf morgen zu einer Kündi-
gungswelle kommen können.
Die Pflegedienste haben mit
ihren Kunden und den Pflege-
kassen einen Vertrag geschlos-
sen, der eine Kündigungsfrist
beinhaltet. Selbst aus „wichti-
gem Grund“ ist eine sofortige
Kündigung nicht möglich. Die
Pflegedienste müssten im
schlimmstenFalle Insolvenzan-
melden, um vorzeitig aus den
Verträgen zu kommen. Und
selbst das wäre noch nicht der
Untergang.

Interview: Andrea Hempen

Sebastian Adamski,
Geschäftsführer des

Pflegedienstes
Daheim statt Heim.


